
ERKLÄRUNG DER KOMMISSION

im Vermittlungsausschuss zur Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von
Umgebungslärm

Die Kommission nimmt den Wortlaut des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie über Umgebungslärm zur
Kenntnis, auf den sich die Mitglieder des Vermittlungsausschusses des Europäischen Parlaments und des
Rates geeinigt haben.

Die Kommission ist der Auffassung, dass Vorschäge für Rechtsvorschriften zur Verringerung des Lärms aus
größeren Quellen auf der Grundlage solider, diese Vorschläge stützender Daten gemacht werden sollten.
Dies entspricht dem „wissensgestützten Konzept“ politischer Entscheidungen, das im 6. Umweltaktionspro-
gramm (KOM(2001) 31) vorgeschlagen und vom Europäischen Parlament und vom Rat befürwortet wurde.

In dieser Hinsicht stellen die Berichte, welche die Mitgliedstaaten nach der Richtlinie aufgrund harmoni-
sierter Lärmindikatoren anzufertigen haben, ein wichtiges Element dar. Dank solcher Daten aus der
gesamten EU wird es möglich sein, die Auswirkungen und Vorteile eventueller Maßnahmen gründlich zu
prüfen, bevor Vorschläge für EU-Rechtsvorschriften vorgelegt werden.

Daher wird die Kommission entsprechend dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
prüfen, ob neue Rechtsvorschriften notwendig sind, und sich das Recht vorbehalten, darüber zu
entscheiden, ob und wann solche Vorschläge zweckmäßig sind.

Dies steht im Einklang mit dem im EG-Vertrag verankerten Initiativrecht der Kommission, während die
Vorschriften des Artikels 1 Absatz 2 bezüglich der Unterbreitung neuer Vorschläge innerhalb eines
bestimmten Zeitraums dieses Recht offensichtlich beeinträchtigen.
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